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„Die  Klimakrise,  als  ultimative  Naturkatastrophe,  betrifft  uns  alle  gleich,
egal,  welches  Geschlecht,  welche  Herkunft,  ob  arm  oder  reich.“  Dieser
Mythos ist in der bürgerlichen Gesellschaft sehr verbreitet, bis hinein in die
bürgerliche Klimabewegung. Allerdings ist er falsch.

Nicht nur, dass ausschließlich die Bourgeoisie in der Lage ist, sich mittels
ihrem Geldbeutel vor den meisten Folgen der Umweltkrise zu schützen. Auch
muss  die  Klimakrise  im  Kontext  der  jahrhundertealten  rassistischen
Weltordnung  betrachtet  werden,  die  ihren  Ausdruck  zunächst  im
Kolonialismus  fand  und  heute  im  postkolonialen  Imperialismus  findet.

Umweltimperialismus:  Warum  nicht  alle
gleich  betroffen  sind
Von weiten Teilen der Klimabewegung wird erkannt, dass die „most affected
areas“ der Folgen der Klimakrise im Globalen Süden liegen. Der Grund dafür
ist jedoch weniger geläufig. Dieser ist nicht in erster Linie geographisches
„Pech“, sondern das imperialistische System.

Den verschuldeten, ökonomisch abhängigen, halbkolonialen Ländern Afrikas,
Lateinamerikas, etc. ist es nicht möglich, effektive Maßnahmen zum Schutz
vor  Umweltkatastrophen  zu  ergreifen.  Länder  wie  Deutschland  oder  die
Niederlande können sich z.B. mit Deichen einigermaßen gegen das Steigen
des Meeresspiegels schützen, Länder wie Bangladesch oder die Philippinen
können das nicht.

Hinzu  kommt,  dass  die  schmutzigsten  Industrien,  die  große Schäden an
Ökosystemen  verursachen,  gezielt  in  diese  halbkolonialen  Länder
ausgelagert werden. So findet fast der gesamte umweltschädliche Bergbau,
der für die moderne Industrie essentiell ist, außerhalb der imperialistischen
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Zentren statt, wie die Goldminen in Südafrika oder Mali, der Kobaltabbau im
Kongo oder der von Kupfer in Peru.

Auch  die  Steinkohle,  die  in  deutschen  Kohlekraftwerken  verfeuert  wird,
kommt nicht  mehr aus den Zechen im Ruhrgebiet,  sondern aus riesigen
Tagebauen  vor  al lem  in  Kolumbien.  In  diesen  Minen  sind  die
Arbeitsbedingungen  katastrophal  und  häufig  werden  für  ihre  Errichtung
Indigene und andere ländliche Communities vertrieben. Zudem werden die
regionalen Ökosysteme massiv zerstört.

An Gold aus Südafrika und Kohle aus Kolumbien profitieren hauptsächlich
Konzerne aus den USA oder Deutschland. Die halbkolonialen Länder sehen
von dem enormen Wert ihrer Ressourcen herzlich wenig,  abgesehen von
einer sehr kleinen aber dafür sehr korrupten nationalen Bourgeoisie.

Das funktioniert durch die ökonomische Abhängigkeit dieser Länder, welche
sie  dazu  zwingt,  die  wirtschaftliche  Forderungen  umzusetzen,  die  von
imperialistischen Ländern und ihren Organen wie dem IWF (Internationaler
Währungsfonds) gestellt werden.

Dazu gehört der Zwang, zu akzeptieren, dass die eigene Umwelt für die
Profitinteressen  von  deutschen,  US-amerikanischen  und  chinesischen
Konzernen zerstört wird, und dass das Land seine Bevölkerung nicht effektiv
vor  Umweltkatastrophen  schützen  kann,  weil  das  dafür  nötige  Geld
gebraucht  wird,  um  Banken  aus  London  und  New  York  Schulden
zurückzuzahlen.

Das System der Überausbeutung großer Teile der Welt, endete nicht mit dem
Kolonialismus, sondern ging nahtlos in neuer Form weiter. Damals wie heute
soll  es  durch  Rassismus  legitimiert  werden,  wie  den  Mythos  der
„Unterentwicklung“ dieser Teile der Welt gegenüber den imperialistischen
Zentren Europas, Nordamerikas und Ostasiens.

Dabei  hat  die  reale  ökonomische  Unterlegenheit  der  Länder  Afrikas,
Lateinamerikas und weiter Teile Asiens eine ganz andere Ursache: Dass die
imperialistischen Staaten ihre Wirtschaft gezielt unterentwickelt haben, um
sie weiter auspressen zu können.



Rassismus gegen Klimaflüchtende
Durch  die  Umweltzerstörung  im  Globalen  Süden  sowie  die  fehlenden
Möglichkeiten,  sich  effektiv  vor  den  Folgen  der  Klimakrise  zu  schützen,
müssen  zahlreiche  Menschen  ihre  Heimat  verlassen.  Bereits  jetzt  wird
geschätzt,  dass  der  Wegfall  der  ökologischen  Lebensgrundlagen  die
häufigste  Fluchtursache  ist,  noch  vor  Krieg.

Bislang drückt sich dies vor allem in einer Binnenflucht aus: von ländlichen
Regionen,  die aufgrund von Dürren und Überschwemmungen nicht mehr
genug Ernte bringen in stetig anwachsende Großstädte.

Spätestens,  wenn sich die  Menge der  Gebiete  dramatisch ausweitet,  die
mindestens  saisonal  nicht  mehr  bewohnbar  sind,  werden Menschen ihre
Heimat ganz verlassen. Sie werden sich in Regionen und Länder aufmachen,
die bessere Bedingungen bieten, also die imperialistischen Zentren, die in
der Lage sind, die Folgen von Umweltkatastrophen verhältnismäßig klein zu
halten.

Bereits  jetzt  führen  vor  allem  die  EU  und  die  USA  eine  brutale
Migrationspolitik.  Für  imperialistische  Staaten  ist  dies  nötig,  da  ihre
imperialistische  Herrschaft  untergraben  werden  würde,  wenn
überdurchschnittlich  stark  ausgebeutete  Menschen  einfach  aus  den
Halbkolonien wegziehen könnten. Mit Klimaflüchtenden wird es nicht anders
sein.

Die imperialistischen Staaten sind für die übermäßige Umweltzerstörung in
ihrer Heimat verantwortlich, so wie für die übermäßige Ausbeutung ihrer
Arbeitskraft  zu  miesen  Löhnen.  Damit  diese  Ausbeutung  weitergeführt
werden kann, müssen Deutschland, die USA und Co. mit eiserner Hand und
eisernem  Stacheldraht  verhindern,  dass  diese  Menschen  ihre  Grenzen
überqueren.

Eine solche brutale Migrationspolitik ist nur möglich durch das zunehmende
Propagieren  von  Rassismus,  den  wir  nicht  nur  von  Seiten  der  Rechten
beobachten können, sondern auch von liberalen bürgerlichen Kräften wie
den Grünen.



Nur auf diese Art können sie begründen, warum sie die Menschen, deren
Heimat durch die von Konzernen aus dem eigenen Land verursachte Krise
zerstört wurde, an den eigenen Grenzen abweisen oder mit Gewalt an deren
Überquerung hindern.

Rassismus und die Klimabewegung
Der Kampf gegen die Klimakrise ist ein Kampf gegen das imperialistische
Weltsystem  und  gegen  den  Rassismus,  der  ihm  dient.   Während  seit
Jahrzehnten viele Kämpfe gegen die Umweltzerstörung in Halbkolonien von
Indigenen  und  anderen  besonders  stark  vom  Umweltimperialismus
Betroffenen ausgefochten werden, kommt dieses Bewusstsein in den weiß
dominierten Klimabewegungen des Globalen Nordens nur verspätet an.

In  einigen  imperialistischen  Ländern  wie  Frankreich,  den  USA  oder
Britannien  positioniert  sich  die  Klimabewegen  inzwischen  recht  deutlich
gegen den Imperialismus, doch in Deutschland sieht es besonders schwierig
aus.

Das liegt vor allem daran, dass Fridays for Future Deutschland durch seine
starke  Bindung zu  der  fest  in  den  deutschen  Imperialismus  integrierten
Grünen  Partei  häufig  die  außenpolitischen  Interessen  dieses  Staates
verteidigt.  Dazu  gehört  die  Aufrechterhaltung  der  imperialistischen
Überausbeutung  und  des  Umweltimperialismus.

Das drückt sich in der Unterstützung der deutschen „Staatsräson“ aus. Die
koloniale Politik Israels, die auch mit massiver Umweltzerstörung verbunden
ist, sowie dessen Menschrechtsverbrechen, werden von großen Teilen der
Bewegung ohne Kritik akzeptiert oder aktiv unterstützt.

Diese  rassistische,  pro-imperialistische  Position  ist  nicht  nur  bei  Luisa
Neubauer  und  Co.  vertreten,  sondern  auch  bei  der  sich  selbst  als
„antikolonial“  verstehenden  Gruppe  Ende  Gelände,  die  Positionen  der
Unterstützung  des  israelischen  Kolonialismus  toleriert  und  Antizionismus
sowie  die  Unterstützung  des  palästinensischen  Widerstands  mit
bewegungsinternen  Repressionen  überzieht.



Was es stattdessen braucht, ist eine Klimabewegung, die versteht, dass der
Kampf für Klimagerechtigkeit nur internationalistisch geführt werden, kann,
in Solidarität mit allen Unterdrückten auf der Welt. Es ist die Verantwortung
von Aktivist:innen in den imperialistischen Ländern, ihre Genoss:innen in den
Halbkolonien aktiv zu unterstützen.

Die  Klimabewegung  im  Globalen  Norden  braucht  Organe,  in  denen  von
Rassismus Betroffene ihre Anliegen und Perspektiven diskutieren können,
damit  rassistische  Ideologien  in  der  mehrheitlich  weißen  Bewegung
bekämpft  werden.

Rassismus wird durch die Umweltkrise verstärkt und die Umweltkrise ist in
ihrer Form Folge des rassistischen Weltsystems. Umweltkrise wie (moderner)
Rassismus sind Produkte einer Gesellschaftsform, die auf der Ausbeutung
von Mensch und Natur basiert: dem Kapitalismus.

Nur wenn dieser überwunden wird, wenn Arbeiter:innen, Jugendliche und die
unterdrückte Landbevölkerung sich global  zusammenschließen,  eine neue
Internationale aufbauen und in den Kampf gegen den Imperialismus ziehen,
für  die  Errichtung  einer  neuen  sozialistischen  Weltordnung,  kann
Klimagerechtigkeit  erreicht  werden.

Nur dann können die Folgen der Umweltkrise bestmöglich reduziert werden,
die Überausbeutung von Menschen beendet und somit auch die Wurzel des
Rassismus abgesägt werden!

Wir als Kommunist:innen fordern:

Offene Grenzen sowie Staatsbürger:innenrechte für alle, an dem Ort,
wo sie leben!
Die sofortige Streichung der Schulden für alle halbkolonialen Länder
und die Enteignung der Konzerne aus den imperialistischen Zentren
unter Kontrolle der Arbeiter:innen!
Unterstützung der Länder des Globalen Südens, damit sie sich so
effizient wie möglich gegen Umweltkatastrophen schützen können.
Für  globale  Einrichtungen  zum  Katastrophenschutz  und  den



Wiederaufbau  von  Ökosystemen  unter  der  Kontrolle  der
Arbeiter:innen  und  der  Landbevölkerung!
Das  Ende  der  imperialistischen  Überausbeutung,  das  Ende  des
Umweltimperialismus  sowie  das  Ende  des  Kapitalismus,  der  die
Wurzel der Ausbeutung von Mensch und Natur darstellt!


